
Aktenzeichen: 5 AZR 150/87 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat

I . Arbeitsgericht 
Berlin

II. Landesarbeitsgericht 
Berlin

Urteil vom 27. Januar 1988
- 5 AZR 150/87 -
Urteil vom 19. August 1986
- 31 Ca 195/85 -
Urteil vom 15. Januar 1987
- 14 Sa 110/86

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse: Nein
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Befristung eines Arbeitsvertrages und Lohnfortzahlung

Gesetz :
LohnF-G § 1 Abs. 1 Satz 1, § 1 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1, § 5 Abs. 1 
Nr. 1, § 6 Abs. 1 und Abs. 2; BGB § 620; BeschFG § 1 Abs. 1 Nr. 1; 
SGB X § 115 Abs. 1; ZPO § 561 Abs. 2

Leitsätze:
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5 AZ.R 150/37
1-1 Sa 11 0/36 Der 1 in
Verkündet am 
37. Januar 1983
C1 o b e s ,

H e g . - Ha up t  sek-r.e t i i  r  
a 1 s UrIcunds.b.eamt e r  
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP •

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 27. Januar 1988 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und 
Dr. Olderog sowie die ehrenamtliehen Richter Fischer und
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Arntzen für Recht erkannt:
1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil

des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 15. Januar 
1987 >- 14 Sa 110/86 - wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte der Klägerin 
Lohnfortzahlung aus übergegangenem Recht (§ 115 SGB X) schuldet.

Der bei der Klägerin gegen Krankheit versicherte Bautischler 
K Sch (im folgenden: der Versicherte) und die Be­
klagte schlossen am 24. August 1985 einen formularmäßigen "Aus­
hilfs-Arbeitsvertrag", wonach der Versicherte für die Zeit vom 
24. Juli bis zum 20. August 1985 "lediglich zur Deckung eines 
vorübergehenden Personalbedarfs" als Bautischler eingestellt 
wurde. Der Versicherte war in der Zeit vom 16. August bis zum 
23. September 1985 arbeitsunfähig krank. Da die Beklagte ihm den 
Lohn nicht fortzahlte, gewährte ihm die Klägerin Krankengeld in 
Höhe von 2.199,21 DM. Wegen dieses Betrages nimmt die Klägerin 
die Beklagte mit ihrer Klage in Anspruch.

Die Klägerin hat vorgetragen, die Beklagte sei unabhängig von 
dem Ende des Arbeitsverhältnisses zur Lohnfortzahlung bis .zur 
Dauer von sechs Wochen verpflichtet, da ein sachlicher Grund für 
die Befristung des Arbeitsverhältnisses des Versicherten nicht
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bestanden habe. Sie hat daher beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 2.199,21 DM 
nebst 4 % Zinsen seit dem 28. Oktober 1985 zu 
zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
geltend gemacht, der Arbeitsvertrag mit dem Versicherten sei 
deshalb befristet abgeschlossen worden, weil ein vorübergehender 
Personalbedarf bestanden habe. Dieser sei darauf zurückzuführen 
gewesen, daß die Arbeitnehmer A , K , M und N
unerwartet erkrankt oder aus anderen Gründen ausgefallen seien. 
Bei dem Arbeitnehmer K sei vor dem 19. August eine Arbeits­
aufnahme ausgeschlossen gewesen. Weiter sei unter der Geltung des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes allgemein von der Zulässigkeit 
befristeter Arbeitsverhältnisse auszugehen. Schon die Sachlogik 
verlange, Arbeitsverhältnisse auf 10, 14, 20 oder 27 Arbeitstage 
zu befristen, um der Personalfluktuation und den Engpässen an Ort 
und Stelle zu begegnen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Da­
gegen richtet sich die Revision, mit der die Beklagte ihr Ziel 
der Klageabweisung weiterverfolgt.

E n t s c h e i d  u n g s  g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Der Klägerin steht der 
verlangte Betrag nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LohnFG in Verbindung mit 
§ 115 Abs. 1 SGB X zu.
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I.1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Beklagte habe 
einen sachlichen Grund für die Befristung des Arbeitsverhältnis­
ses mit dem Versicherten nicht schlüssig vorgetragen. Die formu­
larmäßige Bezeichnung "Aushilfs-Arbeitsvertrag" sage ebenso wie 
die im Vertragstext verwandte Formulierung "zur Deckung eines 
vorübergehenden Personalbedarfs" nichts Uber die sachliche 
Rechtfertigung zum Abschluß eines auf vier Wochen befristeten 
Arbeitsvertrages gerade zu diesem Zeitpunkt aus. Ebensowenig sei 
dem Vorbringen der Beklagten, ein nicht näher bezeichneter Bau­
abschnitt 'habe bis Ende August 1935 abgeschlossen werden müssen, 
zu entnehmen. Auch der Hinweis auf die Erkrankung mehrerer Mit­
arbeiter reiche ohne nähere Angaben darüber, wieviele Mitarbeiter 
in welchem Bereich bei welcher Auftragslage benötigt würden, 
nicht aus, die sachliche Rechtfertigung der Befristung gerade zum 
Zeitpunkt des Abschlusses des Arbeitsvertrages mit dem Ver- 
s1cherten darzulegen.

Diese Würdigung ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden. 
Soweit in ihr die tatsächliche Feststellung enthalten ist, für 
die befristete Einstellung des Versicherten habe ein sachlicher 
Grund nicht Vorgelegen, ist der Senat hieran gemäß § 561 Abs. 2 
ZPO gebunden.

2. Das Landesarbeitsgericht hat ausgeführt, die Beklagte sei zur 
Lohnfortzahlung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LohnFG verpflichtet; sie 
könne sich nicht auf die Ausnahmeregelung des § 1 Abs. 3 Nr. 1 
Satz 1 LohnFG berufen, weil sie von der dort eingeräumten recht­
lichen Gestaltungsmöglichkeit der Befristung auf vier Wochen
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wegen des Fehlens eines sachlichen Grundes für die Befristung des 
Arbeitsverhältnisses mit dem Versicherten in objektiv funktions­
widriger Weise Gebrauch gemacht habe. Zur Begründung hat sich das 
Landesarbeitsgericht auf das Urteil des Senats vom 11. Dezember 
1985 (BAGE 50, 292 = AP Nr. 65 zu § 1 LohnFG) berufen und er­
gänzend ausgeführt, auch nach Inkrafttreten des Beschäftigungs­
förderungsgesetzes sei ein sachlicher Grund für die Befristung 
des ArbeitsVerhältnisses auf vier Wochen zu verlangen, wenn der 
Arbeitgeber von der Lohnfortzahlungspflicht befreit werden solle. 
Das Beschäftigungsförderungsgesetz bezwecke in erster Lini.e einen 
Abbau der Hemmnisse, die den Arbeitgeber angesichts der Recht­
sprechung der Gerichte für Arbeitssachen bisher vom Abschluß 
längerfristiger Zeitverträge abgehalten hätten; dagegen sei es 
nicht sein Sinn und Zweck, den Arbeitgeber für eine Übergangszeit 
von der Verpflichtung zur Lohnfort.zahlung dadurch zu befreien, 
daß es ihm erlaube, jedes neu begründete Arbeitsverhältnis ohne 
sachlichen Grund auf vier Wochen befristet abzuschließen.

Dem ist beizupflichten.

II.1. In seiner Entscheidung vom 11. Dezember 1985 hat der 
Senat mit näherer Begründung ausgeführt, auf die Rechtsbeziehun­
gen der Arbeitsvertragsparteien sei dann, wenn von der in § 1 
Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 LohnFG angesprochenen rechtlichen Gestal­
tungsmöglichkeit , der Begründung eines Arbeitsverhältnisses für 
höchstens vier Wochen, in objektiv funktionswidriger Weise Ge­
brauch gemacht werde, weil ein sachlicher Grund für die Be­
fristung fehle, die umgangene Bestimmung des § 1 Abs. 1 Satz 1
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LohnFG - die Grundregel der Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle - 
anzuwenden (vgl. BAGE 50, 292, 295, 296 = AP Nr. 65 aaO, zu 
I 2 b und c der Gründe). Dabei hat der Senat ausdrücklich betont, 
dies führe nicht zu einem besonderen Bestandsschutz, etwa in der 
Art, daß das Arbeitsverhältnis nunmehr als auf unbestimmte Zeit 
geschlossen gelte. Vielmehr bleibt die ursprünglich vereinbarte 
Befristung des Arbeitsverhältnisses als solche aufrechterhalten, 
während andererseits der Arbeitgeber den Lohn fortzahlen muß, wie 
wenn ein unbefristetes Arbeitsverhältnis vereinbart wqrden wäre 
(vgl. BAGE 50, 292, 296, 297 = AP Nr. 65 aaO, zu I 3 der Grün­
de).

2. An dieser Rechtslage hat sich, wie das Landesarbeitsgericht 
zutreffend erkannt hat, durch das am 1. Mai 1985 in Kraft ge­
tretene Gesetz über arbeitsrechtliche Vorschriften zur Beschäf­
tigungsförderung vom 26. April 1985 (Beschäftigungsförderungs­
gesetz, BGBl. I S. 710) nichts geändert. Nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 BeschFG ist es vom 1. Mai 1985 bis zum 1. Januar 1990 
zulässig, die einmalige Befristung des Arbeitsvertrages bis zur 
Dauer von 18 Monaten zu vereinbaren, wenn der Arbeitnehmer neu 
eingestellt wird. Das Gesetz will mit dieser Bestimmung - ebenso 
wie mit den anderen Regelungen des § 1 - für eine Übergangszeit 
den Abschluß befristeter Arbeitsverträge dadurch erleichtern, daß 
es den Eintritt eines kündigungsrechtlichen Bestandsschutzes 
hinausschiebt. Damit verfolgt es das arbeitsmarktpolitische Ziel, 
die seit längerem schwierige Beschäftigungslage zu verbessern und 
zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten zu eröffnen (BT-Drucks. 
10/2102 S. 14, 15, 16, 24). Zwar hat das Beschäftigungsförde-
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rungsgesetz auch zu Änderungen des Lohnfortzahlungsgesetzes ge­
führt, diese betreffen sachlich jedoch nur die Erweiterung des 
Ausgleichsverfahrens (vgl. Art. 6 BeschFG 1985); die Bestimmung 
des § 1 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 LohnFG ist dagegen unverändert 
geblieben.

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 BeschFG und § 1 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 
LohnFG verfolgen unterschiedliche Regelungsziele. Die rein lohn­
fortzahlungsrechtliche Regelung des § 1 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 
LohnFG liegt außerhalb des Anwendungsbereichs von § 1 Abs. 1 
Nr. 1 BeschFG. Die bisherige Rechtslage hat sich daher durch das 
Inkrafttreten des Beschäftigungsförderungsgesetzes ebensowenig 
geändert wie bei den sondergesetzlichen Befristungsregelungen 
oder den tariflichen Befristungsnormen (vgl. Friedhofen/Weber, 
BeschFG 1985, NZA 1985, 337, 338). Es besteht daher kein Anlaß, 
von der Entscheidung des Senats vom 11. Dezember 1985 abzugehen 
(zustimmend zu der Entscheidung Schüren, SAE 1987, 237; vgl. 
weiter Löwisch, RdA 1987, 97 Fußn. 4 m.w.N.; ferner Corts, BB 
1986, 1363).

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog
Fischer Arntzen
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